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— diese Bestimmung in bezug auf den Begriff „weiteres Ver­
fahren“ im oben dargelegten Sinne zu präzisieren und

— in § 362 Abs. 1 StPO klarzustellen, daß das Rechtsmittel­
gericht bei einer Aufhebung und Zurückverweisung nur 
in den Fällen des § 300 StPO selbst festzulegen hat, wer 
die Auslagen des Verfahrens trägt.

die Beurteilung des Erfolgs eines solchen Protests i. S. des 
§ 367 Abs. 1 StPO davon ab, ob er zugunsten oder zuungun­
sten des Angeklagten eingelegt wurde. Kommt es auf einen 
Protest zugunsten des Angeklagten hin zu einer notwendigen 
Aufhebung und Zurückverweisung, ist dieser — wie die Be­
rufung — einem erfolgreichen Rechtsmittel gleichzustellen. 
Führt dagegen ein zuungunsten des Angeklagten eingelegter 
Protest zu diesem Ergebnis, muß er als erfolglos angesehen 
werden. Unter Beachtung der oben dargelegten Grundsätze 
sind in beiden Fällen die Auslagen dem Staatshaushalt auf­
zuerlegen.

Besondere Aufmerksamkeit verdient in diesem Zusam­
menhang der vom Obersten Gericht beschrittene Weg zur 
Auslegung der in § 367 Abs. 1 StPO verwendeten Formulie­
rung „Auslagen des weiteren Verfahrens“. Dieser von der 
StPO-Novelle 1974- eingeführte Begriff, durch den das Aus­
lagenrecht in wesentlichen Punkten ergänzt worden ist (vgl. 
H . W i l l a m o w s k i  in N J  1975, H e f t  4, S. 102), bezog sich 
nach bisheriger Auffassung auf die während des e r n e u ­
t e n  erstinstanzlichen Verfahrens entstandenen Auslagen 
(vgl. StPO-Kommentar, а. а. О., Anm. 1.7. zu § 367 [S. 428]). 
Die damalige Ergänzung des § 367 Abs. 1 StPO entsprach dem 
Anliegen, den auslagenpflichtigen Angeklagten im Falle eines 
zu seinen Gunsten eingelegten Rechtsmittels, dessen Erfolg 
(trotz Verurteilung) sich erst im Ergebnis eines erneuten 
erstinstanzlichen Verfahrens herausstellt, nicht mit den 
Mehrauslagen zu belasten, die allein infolge der vom Gericht 
zu vertretenden Fehler durch die erforderlich gewordene Wie­
derholung des erstinstanzlichen Verfahrens entstanden sind. 
§ 367 Abs. 1 StPO sieht deshalb vor, daß der erfolgreiche 
Rechtsmittelführer die „Auslagen des weiteren Verfahrens“ 
ebenfalls nicht zu tragen braucht.

Dem Anliegen des Gesetzes wird jedoch in der Tat wirk­
samer Rechnung getragen, wenn — wie im vorliegenden Kas- 
sationsurteil — die Auslagen des dem Rechtsmittelverfahren 
v o r a u s g e g a n g e n e n  erstinstanzlichen Verfahrens als 
„Auslagen des weiteren Verfahrens“ aufgefaßt und im Falle 
eines erfolgreichen Rechtsmittels zugunsten des Angeklagten 
dem Staatshaushalt auferlegt werden. Diese Interpretation 
sichert, daß dem Angeklagten, zu dessen Gunsten das er­
folgreiche (bei einer Entscheidung gemäß § 300 StPO auch 
das zu seinen- Ungunsten erfolglose) Rechtsmittel eingelegt 
wurde, die Auslagen desjenigen erstinstanzlichen Verfahrens 
nicht auferlegt werden, dessen Entscheidung sich als nicht 
haltbar erwiesen hat und vom Rechtsmittelgericht aufgeho­
ben werden mußte. Ferner ermöglicht sie eine kläre Abgren­
zung der Regelungen des § 367 Abs. 1 und 2 StPO einerseits zu 
denjenigen des § 364 Abs. 1 StPO andererseits. Über die Aus­
lagen des erneuten erstinstanzlichen Verfahrens ist danach 
unter Berücksichtigung der abschließenden Sachentscheidung 
entsprechend der Bestimmung des § 364 Abs. 1 Satz 1 StPO 
zu befinden. Im vorliegenden Falle sind diese zutreffend dem 
Angeklagten auferlegt worden, weil die erneute Hauptver­
handlung mit seiner Verurteilung (dem gleichen Schuld- und 
Strafausspruch wie im angefochtenen Urteil) beendet wor­
den ist.

Zusammenfassend ergibt sich, daß in allen Fällen der 
notwendigen Aufhebung und Zurückverweisung gemäß 
§ 300 StPO kein Raum für eine Auslagenverteilung ist, son­
dern die Auslagen des Rechtsmittelverfahrens und des diesem 
vorausgegangenen erstinstanzlichen Verfahrens stets dem 
Staatshaushalt aufzuerlegen sind. Deshalb kann und muß 
diese Entscheidung bereits das Rechtsmittelgericht treffen 
(vgl. auch K.-R. Ar n dt / W. T h e il e in NJ 1982, H e f t  10, 
S. 465, und StPO-Kommentar, a. a. O., Anm. 2.2. zu § 367 
[S. 428 f.]). Es darf diese Entscheidung nicht — wie in ande­
ren Fällen des § 299 Abs. 2 Z i f f .  3 StPO — dem Gericht erster 
Instanz übertragen. Diese Erkenntnis verdeutlicht auch, daß 
bei einer n o t w e n d i g e n  Aufhebung und Zurückverwei­
sung unter dem Begriff „weiteres Verfahren" nur das vor 
der Rechtsmittelentscheidung durchgeführte erstinstanzliche 
Verfahren verstanden werden kann, weil zu dem Zeitpunkt, 
zu dem das Rechtsmittelgericht hier die Auslagenentschei­
dung zu t r e f f e n  hat, ein anderes erstinstanzliches Verfahren 
noch gar nicht stattgefunden hat. t

In der vorliegenden Sache hätte die Auslagenentscheiduhg 
demzufolge — und insoweit ist die im Kassationsurteil auf 
das Gericht erster Instanz beschränkte Kritik ergänzungs- 
bedürftig — bereits das Rechtsmittelgericht t r e f f e n  müssen.

De lege ferenda sollte geprüft werden,
— den § 367 StPO hinsichtlich der Auslagenpflicht des Staats­

haushalts bei notwendiger Aufhebung und Zurückverwei­
sung gemäß § 300 StPO im Interesse der Klarheit und Ein­
deutigkeit zu ergänzen,
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Die Publikation ist eine Neuauflage des 1979 als Band 14 der 
Schriftenreihe „Medizinisch-juristische Grenzfragen“ erschie­
nenen gleichnamigen Buches. Sie erklärt sich aus der Bedeu­
tung des Problemgebiets und dem inzwischen weiter fortge­
schrittenen Erkenntnisstand. Daher werden nicht nur über­
arbeitete, sondern auch völlig neue Beiträge namhafter Wis­
senschaftler der sozialistischen Staaten auf diesem Gebiet 
vorgestellt. Hier kann nur auf einige für den Rechtspflege­
juristen wesentliche Aussagen des 6 Kapitel umfassenden Bu­
ches hingewiesen werden.

1. Gesellschaft, Alkoholverbrauch und Alkoholmißbrauch
Der Leser erhält einen Einblick in die gesellschaftlichen Zu­
sammenhänge des Alkoholmißbrauchs. Der Hauptweg zur 
Überwindung dieser Erscheinung wird „in der Ausbildung 
und Entwicklung sowie Betätigung der schöpferischen pro­
duktiven Fähigkeiten der Menschen“ (S. 22) gesehen. Die Er­
örterungen lenken die Aufmerksamkeit u. a. auf die Bedeu­
tung der Sozialplanung und die Notwendigkeit, sowohl die 
Erscheinungsformen des Alkoholmißbrauchs zu bekämpfen 
als auch den Kampf für die Aufhebung der Ursachen solcher 
Erscheinungen selbst in differenzierter Weise durch die Ge­
sellschaft als Ganzes zu führen (S. 13 ff.).

Die Darlegungen zur Bedeutung des Alkohols für die Kri­
minalität beschränken sich nicht auf die Analyse der Alko­
holkriminalität, sondern beziehen eine Betrachtung des Vor­
felds der Straftat (u. a. Kennenlernen von Täter und Opfer, 
die sog. Beschaffungskriminalität usw.) ein (S. 29 ff.).

Dieses Kapitel nimmt sich auch der Problematik unter­
schiedlicher Begriffsinhalte an: In der Beschränkung auf we­
nige Begriffe, auf den soziologisch determinierten Alkohol­
mißbrauch des „chronischen Alkoholikers“ oder des „chro­
nischen Trinkers“ und den medizinisch orientierten des „Al­
koholabhängigen“, wird eine bessere Verständigungsmöglich­
keit zwischen Wissenschaftlern und Pratikern gesehen.

2. Soziale Auswirkungen des Alkoholismus
Die Behandlung dieses Problemkreises enthält beachtens­
werte Hinweise auf Persönlichkeitsveränderungen des Alko­
holikers. So besteht nach klinischer Erfahrung bei langfristi­
gem chronischem Alkoholkonsum eine völlige oder teilweise 
Impotenz; hierauf bauen sich weitgehend die Eifersuchtsideen 
von Alkoholikern auf (S. 54).

Mit Ergebnissen von Untersuchungen zur Häufigkeit des 
Alkoholkonsums während der Arbeitszeit werden Bezüge zur 
konsequenten Anwendung der arbeitsrechtlichen Möglichkei­
ten bei der Bekämpfung von Alkoholmißbrauch hergestellt 
(S. 62).

Hervorzuheben sind auch die Betrachtungen zur Proble­
matik Alkoholmißbrauch'und Ehescheidung. Die Untersu­
chungsergebnisse weisen aus, daß bei Alkoholmißbrauch des 
Ehemannes oft der Scheidungsantrag der Ehefrau ein letzter 
Versuch war, „Hilfe in der entstandenen familiären Mißlage 
zu erhalten, ohne daß ein eigentliches finales Bestreben nach 
Ehescheidung bestand“ (S. 82). Die Autoren rücken u. a. die 
Aufgabe ins Blickfeld, die stabilisierende Mitwirkung gesell­
schaftlicher Kräfte, insbesondere der Arbeitskollektive, dort 
anzustreben, wo es zur Klagerücknahme, Klageabweisung 
oder Aussetzung des Verfahrens kommt.

3. Alkoholmißbrauch und Kriminalität
Es wird auf Zusammenhänge hingewiesen, die in der Ver­
mittlung hin zu sozialer und psychischer Fehlentwicklung von


